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Aktenzeichen: T 287/90 3.2.1 

E N T S C H E I D U N G 
der Technischen Beschwerdelri'mmer 3.2.1 

vom 25. September 1991 

Beschwerdefuhrer: 	ROBERT BOSCH GmbH 
(Einsprechender) 	Postfach 10 60 50 

W - 7000 Stuttgart (DE) 

Vertreter: 

Beschwerdegegner: 	WABCO Westinghouse 
(Patentinhaber) 	Fahrzeugbremsen GmbH 

Am Lindener Hafen 21 
Postfach 91 12 80 
W - 3000 Hannover 91 (DE) 

Vertreter: 

Angefochtene Entscheidung: 	Entscheidung der Einspruchsabteilung des 
Europaischen Patentaiits voa 6. Februar 1990, mit 
der der Einspruch gegen das europAische Patent 
Nt. 0 180 721 aufgrund des Artikels 102 (2) EPU 
zuruckgeviesen worden ist. 

Zusaiiensetzmmg der Xamiier: 

Vorsitzender: F. Gumbel 
Mitglieder: 	C.V. Payraudeau 

P. Alting van Geusau 



T 287/90 

Sachverhalt mid Antrãge 

Gegen das Patent Nr. 0 180 821 hat die Beschwerdeführeriri 
Einspruch eingelegt. 

Durch Entscheidung vom 6. Februar 1990 hat die Einspruchs-
abteilung den Einspruch zurückgewiesen. 

Die Einsprechende legte am 30. Márz 1990 gegen diese 
Entscheidung Beschwerde ein und entrichtete die 
vorgeschriebene Gebühr. 

Am 30. Xai 1990 reichte die Beschwerdeführerin em 
Schriftstück mit folgendem Wortlaut em: 

"Die mit Schriftsatz vom 28. Närz 1990 eingelegte 
Beschwerde wird wie folgt begründet: 

Im Einspruchsschriftsatz vom 7. Juni 1988 hat 
Einsprechende dargelegt, daB nach ihrer Meinung der 
Gegenstand des Anspruchs 1 durch den Stand der Technik 
nahegelegt 1st. Der Meinung der Einspruchsabteilung gemäB 
Schriftsatz vom 29. November 1989, in dem diese ihre 
anderslautende Einschàtzung darlegte, hat Einsprechende 
mit Schriftsatz vom 11. Dezember 1989 widersprochen und 
aufgezeigt, daB tatsächlich nur sehr geringe Unterschiede 
zwischen dem Gegenstand des Anspruchs 1 und dein Stand der 
Technik bestehen. Nach hiesiger Ansicht wurde dieser 
Vortrag der Einsprechenden nicht ausreichend berück-
sichtigt. 

Es wird daher beantragt, aufgrund des Vorbririgens der 
Einsprechenden in den beiden obengenannten Schriftsátzen 
das Patent zu widerrufen." 
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In einern Zwischenbescheid wies die Karnmer auf bestehende 

Bedenken hin, ob diese "Begründung" der Beschwerde für 

deren Zulässigkeit ausreicht. 

Die Beschwerdegegnerin stirnmte der vorlãufigen Meinung der 

Kammer zu. 

Die Beschwerdeführerin ihrerseits erwiderte, daB ihrer 

Meinung nach die Begründung ausreichend sei, weil sie 

dargelegt habe, daB die erfinderische Tätigkeit des 

Anmeldungsgegenstandes fehie, und bezüglich der Einzel-

heiten auf einen vorhergehenden Schriftsatz verwiesen 

habe. Sie trug ferner vor, daB es nicht zwingend sei, daB 

mit der Beschwerdebegründung neue Argumente vorgebrachte 

werden müBten, urn zu einer zulässigen Beschwerde zu 

kommen. 

Obwohl die Parteien ihre Aritrâge nicht ausdrücklich 

formuliert haben, ergibt sich aus ihren Antworten auf den 

Zwischenbescheid der Kainmer, daB die Beschwerdeführerin 

beantragt, die Beschwerde als zulàssig zu betrachten, und 

daB die Beschwerdegegnerin beantragt, die Beschwerde als 

unzulässig zu verwerfen. 

Entscheidungsgriinde 

Die Beschwerde entspricht den Artikein 106 und 107, ferner 

den Sätzen 1 und 2 des Artikels 108 sowie Regel 64 EPU. 

Ihre Zulassigkeit hängt daher einzig davon ab, ob das 

innerhaib von vier Monaten nach Zustellung der 

angefochtenen Entscheidung eingegangene, unter IV zitierte 

Schriftstück eine Begründung irn Sinne von Artikel 108, 

Satz 3, enthält. 

Irn vorliegenden Fall ist festzuhalten, daB der einzige in 

diesern rechtzeitig eingereichten. Schriftstück angegebene 
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Grund darin besteht, daB das Vorbringen der Einsprechenden 
in ihrem Schreiben voin 7. Juni 1988 und 11. Dezeinber 1989 
in der Entscheidung der Einspruchsabteilung nicht 
ausreichend berücksichtigt worden sei. Auf die 
Ausführungen in der angefochtenen Entscheidung eingehende 
Argumente, die geeignet wàren, die Entscheidung der 
Einspruchsabteilung zu widerlegen, sind in der 
Beschwerdebegründung nicht enthalten. 

In ihrer Erwiderung auf den Zwischenbescheid der Kanuner 
hat die Beschwerdeführerin nicht bestritten, daB ihre 
"Begründung" kein Argument enthãlt, warum die angefochtene 
Entscheidung nach ihrer Auffassung keinen Bestand haben 
kännte. 

Der Ansicht der Beschwerdeführerin, daB eine Beschwerde 
genügend begründet ist, wenn die Begründung unter 
Wiederholung des geltend gemachten Einspruchsgrundes die 
Richtigkeit der Vorinstanzentscheidung bestreitet und auf 
vorhergehende Schriftsàtze verweist, kann nicht gefolgt 
werden. Sie steht im Widerspruch zu der stândigen 
Rechtsprechung der Beschwerdekammern, daB in der 
Beschwerdebegründung darzulegen ist, aus weichen 
rechtlichen oder tatsächlichen GrUnden die angefochtene 
Entscheidung aufgehoben und der Beschwerde stattgegeben 
werden soilte (vgl. T 220/83, AB1. EPA 1986, 249; 
T 145/88, AB1. EPA 1991, 251). An einer soichen Darlegung 
mangelt es im vorliegenden Fall. Wie im Punkt 2 der 
Entscheidung T 213/85 (AB1. EPA 1987, 482) ausgeführt ist, 
darf die Beschwerdebegründung sich inhaitlich nicht - wie 
es in dem am 30. Mai 1990 eingegangenen letztlich der Fall 
jst - darjn erschopfen die Unrichtigkeit der angefochtenen 
Entscheidung zu behaupten; denn daniit ginge sie 
aussagegemàB nicht über das hinaus, was implizit bereits 
mit der Beschwerdeerheburig als soicher zum Ausdruck kain. 
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5. 	Da aus vorstehenden Gründen der am 30. Nai 1990 

eingereichte Schriftsatz nicht als eine schriftliche 

Beschwerdebegründung nach Artikel 108 Satz 3 EPO 

betrachtet werden kann, muB die Kammer die Beschwerde 

geinâ8 Regel 65 (1) als unzulassig verwerfen. 

Entscheidungsformel 

Aus diesen Gründen wird entschieden: 

Die Beschwerde wird als unzulässig verworfen. 

Der Geschãftsstellenbeamte: 
	Der Vorsitzende: 

zgz-,C~ / 
S. Fabiani 
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